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OVBI. LSA Nr. 32/2019, ausgegeben um 13. 12. 2019

Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit nach Gegenzeichnung ausgefertigt
wird und zu verkünden ist:

Ausführungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt
zum Pflegeberufegesetz (AG LSA PflBG).

Vom 5. Dezember 2019.

§ 1
Pflegeschule

Eine Pflegeschule im Sinne dieses Gesetzes ist eine Bil¬
dungseinrichtung, die nach Maßgabe dieses Gesetzes als
Pflegeschule nach § 6 Abs. 2 Satz 1 des Pflegeberufe¬
gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. IS. 2581), zuletzt geän¬
dert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 15. August 2019
(BGBl. I S. 1307, 1331), staathch anerkannt ist. Sie kann
in öffentlicher oder privater Trägerschaft'geführt werden.
Pflegeschulen sind keine Schulen im Sinne des Schulge¬
setzes des Landes Sachsen-Anhalt. Die Ausbildung findet

in Bildungsgängen statt.

§2
Pflegeschulen an öffentlichen berufsbildenden Schulen

(1)	Öffentüche berufsbildende Schulen des Landes Sach¬
sen-Anhalt gelten als Pflegeschule, soweit Ausbildungen
nach dem Rflegebemfegesetz angeboten werden, ¦wenn
eine staatliche Anerkennung gemäß § 3 vorliegt.

(2)	§ 64 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 und § 70 Abs. 1 des
Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt sind entspre¬
chend anzuwenden.

(3)	Der im Rahmen der Ausbildung nach Absatz 1" zu
erteilende Untenicht erfolgt durch die Lehrkräfte der
öffentlichen berufsbildenden Schulen, wenn diese über die
Qualifikation gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 des Pflegeberufe-
gesetzes verfügen.

(4)	Die Schulleiterin oder der Schulleiter der öffentlichen
berufsbildenden Schulen ist zugleich Leitung der an dieser
Schule nach Absatz 1 geführten Pflegeschule, wenn sie
oder er über die Qualifikation gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 des
Pflegeberufegesetzes verfügt.	,"

(5)	Verfügt eine schulfachliche Koordinatorin oder ein
schulfachlicher Koordinator der öffentlichen berufsbil¬
denden Schule über eine abgeschlossene pflegewissen¬
schaftliche pflegepädagogische Hochschulausbildung oder
eine pflegewissenschaftliche oder eine pflegepädagogische
Hochschulausbildung, nimmt sie oder er im Auftrag der
Schulleitung in der an dieser Schule geführten Pflegeschule
die Aufgaben gemäß § 10 des Pflegeberufegesetzes wahr.
Ist keine schulfachliche Koordinatorin oder kein schulfach¬
licher Koordinator mit dieser Ausbildung an der öffent¬
lichen berufsbildenden Schule vorhanden, werden diese

Aufgaben durch die Schulleitung einer Lehrkraft der öffent¬
lichen berufsbildenden Schule, die über die geforderte Aus¬
bildung verfügt, übertragen.

(6) Die an öffentlichen berufsbildenden Schulen an der
Pflegeschule .eingerichteten Bildungsgänge nach § 1 werden
in die Schulentwicklungsplanung nach dem Schulgesetz
des Landes Sachsen-Anhalt einbezogen und nach den Vor¬

gaben der Schulentwicklungsplanung beantragt und geneh¬
migt. Bei Einführung der Ausbildung nach dem Pflegebe¬
rufegesetz an den zum 31. Dezember 2019 bestehenden
öffentlichen Berufsfachschulen Altenpflege ist eine geson¬
derte Genehmigung nach den Vorgaben der Schulentwick¬
lungsplanung nicht erforclerlich.

§3
Staatliche Anerkennung

(1)	Eine Pflegeschule darf nur mit staatlicher Anerken¬
nung betrieben werden.

(2)	Das Landesschulamt erteilt für die Pflegeschule auf
Antrag des Schul trägers die staatliche Anerkennung, wenn
die Voraussetzungen nach § 9 Abs. 1 und 2 des Pflegebe¬
rufegesetzes und der nach Absatz 3 erlassenen Verordnun¬
gen erfüllt sind. Der Schulträger kann die Antragstellung
auf die Pflegeschule übertragen.

(3)	Das für allgemeinbildendes und berufsbildendes
Schulwesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, das
Nähere zum Antrags verfahren und zu den Voraussetzungen
der staatlichen Anerkennung nach Absatz 2 durch Verord¬
nung zu regeln. Die Verordnung kann Regelungen vor¬
sehen

1.	zu weiteren Anforderungen an die pädagogische Quali¬
fikation der Schulleitungen,

2.	zu weiteren Anforderungen an die Qualifikation der
Lehrkräfte für den theoretischen und praktischen Unter¬
richt einschließlich der Festlegung, welche Studien¬
gänge als Grundlage der Hochschulabschlüsse aner¬
kannt sind,

3.	zur angemessenen Zahl fachlich und pädagogisch qua¬
lifizierter Lehrkräfte im Verhältnis zur Zahl der Ausbil¬
dungsplätze, einschließlich der Anforderung mindestens
einer hauptberuflichen Lehrkraft in der Pflegeschule,

4.	zu den Anforderungen an die inhaltliche und schulorga-
nisatorische Aüsgestaltung der Ausbildung,
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5.	zu Zahl, Größe und Ausstattung der für die Ausbildung
in der Pflegeschule erforderlichen Räume und Einrich¬
tungen sowie Art und Zahl der Lehr- und Lernmittel und

6.	zu Anforderangen an die Qualitätssicherung.

§4
Rücknahme, Widerruf und Erlöschen

der staatlichen Anerkennung

(1)	Vor der Rücknahme einer staatlichen Anerkennung
soll dem Träger einer Pflegeschule Gelegenheit gegeben
werden, innerhalb einer angemessenen Frist die Voraus¬
setzungen für die staatliche Anerkennung zu schaffen,
indem er, der Aufforderung des Landesschulamtes zur
Beseitigung der festgestellten Mängel nachkommt.

(2)	Vor dem Widerruf einer staatlichen Anerkennung
soll dem Träger einer Pflegeschule Gelegenheit gegeben
werden, innerhalb einer angemessenen Frist die Voraus¬
setzungen für die staatliche Anerkennung zu schaffen,
indem er der Aufforderung des Landesschulamtes zur
Beseitigung der festgestellten Mähgel nachkommt.

(3)	Die staatliche Anerkennung nach § 3 erlischt, wenn
der Schulbetrieb nicht innerhalb von drei Jahren nach Er¬
teilung der staatlichen Anerkennung aufgenommen wird
oder wenn die Pflegeschule länger als drei Jahre nicht
betrieben wird.

§5
' Aufsicht über Pflegeschulen

(1)	Das Landesschulamt hat gegenüber den Pflegeschu¬
len die Aufsicht über die Einhaltung der sie betreffenden
Vorschriften des Pflegeberufegesetzes, dieses Gesetzes
und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvor¬
schriften. Hierbei ist es insbesondere berechtigt, die Pfle¬
geschulen zu besichtigen, Einblick in ihren Unterrichtsbe¬
trieb zu nehmen sowie Berichte und Nachweise zu fordern.

(2)	Pflegeschulen sind verpflichtet, jede geplante Ein¬
richtung eines Bildungsgangs sechs Monate vor Ausbii-
dungsbeginn und jede erfolgte Einrichtung eines Bildungs¬
gangs innerhalb von zwei Monaten nach Ausbildungs¬
beginn gegenüber dem Landesschulamt anzuzeigen. Ist
der Ausbildungsbeginn für einen Zeitpunkt vor dem 1. Juli
2020 geplant, ist die geplante Einrichtung des Bildungs¬
gangs bis zum 1. Februar 2020 gegenüber dem Landes¬
schulamt anzuzeigen.

§6
Schulpflichterfüllung

Für die Zeit des Besuches eines Bildungsganges an
einer Pflegeschule ruht die Schulpflicht. Die Ruhenszeit
wird auf die Erfüllung der Schulpflicht angerechnet.

§7
Fort- und Weiterbildung

(1) Lehrkräfte an Pflegeschulen sind verpflichtet, sich
regelmäßig fortzubilden.

(2) Das Landesinstitut für Schulqualität und Lehrerbil¬
dung Sachsen-Anhalt bietet Fort- und Weiterbildungen für
Lehrkräfte an Pflegeschulen an. § 30a Abs. 1 Satz 2 und
Abs. 4 des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt ist

entsprechend anzuwenden. Fachinhaltliche und speziali¬
sierende Fort- und Weiterbildungen, insbesondere für Pra¬

xisanleiterinnen und Praxisanleiter, können bei weiteren
Bildungsträgern wahrgenommen werden.

§8
Miet- und Investitionskosten

(1)	Die Förderung der Miet- und Investitionskosten
von mit den Krankenhäusern verbundenen Pflegeschulen

unterliegt dem Krankenhausfinanzierungsgesetz. Für die
Miet- und Investitionskosten der Pflegeschulen an öffent¬
lichen berufsbildenden Schulen gilt § 2 Abs. 2.

(2)	Für Pflegeschulen in privater Trägerschaft, die nicht
unter Absatz 1 fallen, fördert das Land die Miet- und Inves¬

titionskosten für die für den jeweiligen Betrieb notwendi¬
gen Gebäude. Die Förderung wird als Pauschalbetrag
gewährt. Er setzt sich aus einer Pauschale für die Bereit¬

stellung der notwendigen allgemeinen Räumlichkeiten und
einer schülerbezogenen Pauschale für die Bereitstellung
von Unterrichtsräumen zusammen.

§9
Verordnungsermächtigung

(l)Das für allgemeinbildendes und berufsbildendes
Schulwesen zuständige Ministerium wird ermächtigt,
durch Verordnung Regelungen zu erlassen über

1.	die nähere schulfachliche und schulrechtliche Aus¬

gestaltung des Bildungsgangs an Pflegeschulen, ein¬
schließlich der Leistungsbewertung, Notenbildung und
der Ausgestaltung der Zwischenprüfung,

2.	einen verbindlichen Lehrplan als Grundlage für die von
den Pflegeschulen zu erstellenden Curricula gemäß § 6
Abs. 2 Satz 3 des Pflegeberufegesetzes; dabei sind ins¬
besondere die Gegenstände des Lehrplans, der zeitliche
Umfang der einzelnen Lemfelder und deren Berück¬

sichtigung in der Abschlussprüfung zu bestimmen,

3.	Einzelheiten zu den Qualifikationsvoraussetzungen als
Lehrkraft an Pflegeschulen,

4.	Einzelheiten zur Anrechnung gleichwertiger Ausbildun¬
gen nach § 12 des Pflegeberufegesetzes und zur Anrech¬
nung von Fehlzeiten nach § 13 des Pflegeberufegeset¬

zes,

5.	Einzelheiten der Einbeziehung von an öffentlichen be¬
rufsbildenden Schulen eingerichteten Bildungsgängen
nach § 2 Abs. 6 in die Schulentwicklungsplanung nach
dem Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt,

6.	Einzelheiten zur Finanzierung der Fort- und Weiter¬

bildung von Lehrkräften an Pflegeschulen gemäß § 7
Abs. 2 und

7.	Einzelheiten zur Höhe und Gewährung der Förderung
der Miet- und Investitionskosten nach § 8.
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(2)	Das für Heilberufe und Fachberafe des Gesundheits¬
wesens, soziale Berufe zuständig'e Ministerium wird er¬

mächtigt, durch Verordnung Regelungen zu erlassen über

1.	die näheren Anforderungen an die Geeignetheit von
Einrichtungen nach § 7 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit
Abs. 5 des Pflegeberufegesetzes zur Durchführung von

Teilen der praktischen Ausbildung und die näheren
Voraussetzungen, unter denen die Durchführung der

Ausbildung nach § 7 Abs. 5 Satz 2 des Pflegeberufe¬
gesetzes untersagt werden kann,

2.	die Einzelheiten zur Festsetzung des Umlage Verfahrens

nach § 33 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4 Satz 5 des
Pflegeberufegesetzes gegenüber den Trägem von am¬
bulanten und stationären Pflegeeinrichtungen,

3.	die Einzelheiten zur Prüfung etwaiger Mehr- und Min-

derausgaben bei der Ausbildungsvergütung im Ver¬

hältnis zur Ausgleichszuweisung nach § 34 des Pflege¬
berufegesetzes und die einzelnen Modalitäten unter

Berücksichtigung von Mehrausgaben oder die Rück¬
zahlung von durch Minderausgaben entstandenen Über¬

zahlungen von Ausgleichszuweisungen gemäß § 34
Abs. 6 Satz 3 des Pflegeberufegesetzes,

4.	ergänzende Regelungen zur Finanzierung der Pflege¬
ausbildung nach § 26 Abs. 6 Satz 1 des Pflegeberufe¬
gesetzes,

5.	den Inhalt der berufspädagogischen Weiterbildung für
die Praxisanleitung; dabei müssen bei der Konzeption
der Weiterbildung rechtliche und organisatorische Rah¬

menbedingungen der Ausbildung, die Entwicklung eines
beruflichen Selbstverständnisses in der Praxisanleitung,
die Ermöglichung des individuellen Lernens, die Pla¬
nung, Durchführung und Auswertung des Anleitungs¬
prozesses, die Beurteilung und Bewertung des Ausbil¬

dungsgeschehens und der Auszubildenden sowie die

Vorbereitung, Durchführung und Evaluation der prak¬
tischen Anleitung berücksichtigt werden, und

6.	die Erfassung von statistischen Angaben über Sachver¬

halte des Ausbildungswesens in Pflegeberufen, die über
die in § 55 Abs. 1 des Pflegeberufegesetzes genannten
Merkmale hinausgehen.

(3)	Das für Hochschulen zuständige Ministerium wird
ermächtigt, durch Verordnung nähere Regelungen zu er¬

lassen über

1.	die Einzelheiten der Überprüfung der Studiengangs¬
konzepte nach § 38(Abs. 2 des Pflegeberufegesetzes
durch das für Hochschulen zuständige Ministerium im
Akkreditierungsverfahren,

2.	den Umfang und die Voraussetzungen einer Ersetzung
eines Anteils von Praxiseinsätzen durch praktische
Lerneinheiten an der Hochschule" nach § 38 Abs. 3 des

Pflegeberufegesetzes,

3.	die Einzelheiten der Anrechnung der in der Ausbildung

nach Teil 2 des Pflegeberufegesetzes, nach dem Alten¬
pflegegesetz in der bis zum 31. Dezember 2019 gelten¬
den Fassung oder nach dem Krankenpflegegesetz in
der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung

erworbenen Fähigkeiten und Kompetenzen auf die
hochschulische Pflegeausbildung und

4. die Finanzierung der Praxiseinsätze des Hochschulstu¬

diums durch das Land, insbesondere die Praktikumsver¬
gütung für die Zeit, die Studierende in der Praxis tätig
sind.

§ 10
Zulässigkeit der Datenverarbeitung

Die Pflegeschulen, die Träger der praktisch,en Ausbil¬
dung, die zuständigen Behörden nach der Verordnung über
die Zuständigkeiten nach dem Pflegeberufegesetz vom
28. Mai 2019 (GVB1. LSA S. 110), das Landesschulamt
und das Landesinstitut für Schulqualität und Lehrerbil¬
dung Sachsen-Anhalt dürfen personenbezogene Daten
verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der ihnen durch
Rechtsvorschriften zugewiesenen Aufgaben erforderlich
ist. Hierzu gehören insbesondere die Aufgaben der Zulas¬

sung von Pflegeschulen, der Aufsicht über Pflegeschulen,
der Durchführung der Pflegeausbildungen, der Durchfüh¬
rung staatlicher Prüfungen und der Entscheidung über die
Berufszulassung. § 84a Abs. 1 bis 12 des" Schulgesetzes
des Landes Sachsen-Anhalt gilt entsprechend.

§11
Ordnungswidrigkeiten

(1)	Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr¬
lässig

1.	eine Pflegeschule ohne die nach § 3 Abs. 1 erforderhche
staatliche Anerkennung betreibt oder

2.	seinen Anzeigepflichten nach § 5 Abs. 2 nicht nach¬

kommt.

(2)	Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße
bis zu fünfundzwanzigtausend Euro geahndet werden.

(3)	Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des Geset¬
zes über Ordnungswidrigkeiten ist das Landesschulamt.

§ 12
Übergangsregelung zur Qualifikation der Lehrkräfte

Abweichend von § 9 Abs. 1 Nr. 2 des Pflegeberufege¬
setzes ist es bis zum 31. Dezember 2029 zulässig, dass für
die DurchfühiTing des theoretischen Untenichts an Pflege¬
schulen Lehrkräfte tätig werden, die nicht über eine Hoch¬
schulausbildung auf Master- oder vergleichbarem Niveau

verfügen, sofern sie über einen Abschluss eines Hochschul¬
studiums mit entsprechender insbesondere pflegepädago¬
gischer oder anderer berufsspezifischer Ausbildung ver¬

fügen.

.	§ |3
Übergangsregelung zur staatlichen Anerkennung

Krankenpflegeschulen und Altenpflegeschulen, die am
31. Dezember 2019 nach dem Krankenpflegegesetz in der
am 31. Dezember 2019 gel tenden Fassung oder dem Alten¬

pflegegesetz in- der. am 31. Dezember 2019 geltenden
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Fassung in Verbindung mit dem Schulgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt staatlich genehmigt oder staatlich aner¬
kannt sind oder öffentliche Berufsfachschulen Altenpflege
sind, gelten als staatüch anerkannt im Sinne von § 3
Abs. 1 und bedürfen keines gesonderten Anerkennungs¬

verfahrens. § 4 Abs. 3 gilt entsprechend. .

§ 14
Übergangsregelung für begonnene Ausbildungen

nach dem Krankenpflegegesetz oder dem
Altenpflegegesetz

Eine Ausbildung, die vor Außerkrafttreten des Kranken¬

pflegegesetzes nach den Vorschriften des Krankenpflege¬
gesetzes oder vor Außerkrafttreten des Altenpflegegesetzes,
nach den Vorschriften des Altenpflegegesetzes begonnen
wurde, ist in eine Pflegeausbildung nach dem Pflegeberu¬
fegesetz überzuleiten, wenn der vorgesehene Abschluss der
Ausbildung bis zum 31. Dezember 2022 bei Vollzeitaus¬
bildung oder bis zum 31. Dezember 2024 bei berufsbeglei¬
tender Teilzeitausbildung aus Gründen, die von den Aus¬

zubildenden nicht zu vertreten sind, nicht erreicht wird.
Über die Überleitung nach Satz 1 entscheidet das Landes-
schulamt im Einzelfall.

§ 15
Evaluation

, Die Landesregierung überprüft die Wirksamkeit dieses
Gesetzes und berichtet dem Landtag darüber bis zum
31. Dezember 2026.

§ 16
Einschränkung von Grundrechten

Durch § 10 wird das Grundrecht auf den Schutz perso¬
nenbezogener Daten im Sinne von Artikel 2 Abs. 1 in Ver¬
bindung mit Artikel 1 Abs. 1 des Grundgesetzes und Arti¬
kel 6 Abs. 1 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt
eingeschränkt.

§17
Inkrafttreten

(1)	Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am
1. Januar 2020 in Kraft.

(2)	§ 3 Abs. 3 und § 9 tritt am Tag nach der Verkündung
in Kraft.

Magdeburg, den 5. Dezember 2019.

Die Präsidentin des Landtages
von Sachsen-Anhalt

Der Ministerpräsident
des Landes Sachsen-Anhalt

Der Minister für Bildung
des Landes Sachsen-Anhalt

Brakebusch Dr. Haseloff Tullner
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